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Anlage 28.
(Drucksachen.Nr. 30.)

Bericht und Antrag
des Provinzilllllusschusses,

betreffend

Begutachtung des von der Staatsregierung vorgelegten Entwurfes eines
Gesetzes betreffend Abänderung der rheinischen Zusmnmenlegungs- und

Gemeinheitsteilungsgesetze.

Der Herr Ober-Präsident hat im Auftrag des Herrn Landwirtschaftsministersunterm
27. Februar ds. Is. ersucht, den in der Anlage abgedruckten Gesetzentwurfnebst Begründung dein
Provinziallandtag zur Begutachtungvorzulegen.

Ueber die Veranlassung und den Zweck des Gesetzcutwurfesgibt die Begründung ein¬
gehend Ausknnft; es darf hier daranf hingewiesen werden.

Der Entwurf zerfällt in 5 Artikel. In Artikel I bis IV ciuschließlichwerden Aendcruugeu
einzelner Bestimmungender Znsammenlegungs-und Gemeinheitsteilungsgesetze vorgeschlagen.

In Artikel I handelt es sich um Aenderungen in dem Gesetz betreffend die Zusammen^
legung der Grundstücke im Geltungsgebiet des Rheinischen Rechts vom 24. Mai 1885*), nämlich

1. in § 1 Abs. 2 soll die Bestimmung, daß die Zusammenlegungunterbleibt, wenn im
Eiulcitungstermiuefünf Sechstel der Eigentümer widersprechen, gestrichen werden;

2. in § 4 soll durch Streichung der Worte „furstmäßig bewirtschaftete Waldgrundstücke"
bewirkt werden, daß derartige Grundstückeauch ohne Einwilligung der Beteiligten in
die Zusammenlegunggezogen werden.

3. In § 6 Abs. 2 soll die Bestimmung,daß eiue Geldabfinduugnicht mehr als 3°/o der
dem Teilnehmer gebührendenGesamtabfindungbetragen darf, gestrichen werden, es soll
also die Möglichkeitder Geldabfinduugnicht begrenzt sein.

4. In ß 6 Abs. 3 soll durch Streichung der Worte „sowie für Waldbäume" bewirkt
werden, daß die Holzbestände ohne weiteres mit dem Eigentum an dem Grund und
Boden auf den Empfänger der Absindungübergehen, der dafür Geldentschädigungzu
leisten hat.

5. Dem § 6 soll ein neuer Absatz beigefügtweiden, welcherdie im landrechtlichen Teil
der Provinz geltende, der Sicherstellungder Realberechtigtcnund Hypothekengläubiger
dienende sog. Veiwendungsregulierungauch für den übrigen Teil der Provinz einführt.

tt. Dem ß 8 Abs. 4 soll ein Satz zugefügt werden, welcher der Generalkommissiondie
Möglichkeitgeben soll, bei der Verteilung der Aufwendungenfür Wege, Gräben und
dergl. nicht nur die Teilnehmungsrechtesondern auch andere Gesichtspunkte, z. B. den
Vorteil, den die Anlage dem Einzelnen bringt, zu berücksichtigen.

*) Der Geltungsbereich der einzelnen nachstehendgenannten Gesetze und der Wortlaut der abzuändernden
Nestimmungen ist in der Begründung angegeben.
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In Artikel II sollen in dem Geltungsbereich des Gesetzes betr. die wirtschaftliche Zu¬
sammenlegung der Grundstücke in dem Bezirke des Iustizsenates zu Ehrenbrcitensteinvom 4. April
1869 die vorsteheud uuter 2 und 4 aufgeführte!!Aenderungengleichfallseingeführt werden.

Artikel III will den vorstehend unter 6 geununtenZusatz auch in den § 16 Abs. 4 der
Gemeinheitsteilnngsordnungfür die Rheinprouinz vom 19. Mai 1851 und Artikel IV den oben
unter 5 angegebenen Absatz auch dem § 1 des Gesetzesbetr. die Ausdehnung der für die Zu¬
sammenlegung der Grundstücke im Geltungsgebietdes Rheinischen Rechtes geltenden Zuständigkeits-
Verfahrens und Kostenvorschriften :c. vom 12. Mai 1902 anfügen.

Bezüglichder genannten Artikel wird auf die Begründung Bezug genommen, der in allen
Teilen zugestimmtwerden kann.

Der Schwerpunkt des Entwurfes liegt in Artikel V. Hier will der Entwurf, wie die
Begründung ausführt, „für solche, dem GebirgB-und Hügelland angehörigen Gemarkuugen, wo
zur Vermeidung schwererHochwasserschäden die Zurückhaltung des Niederschlagswassersoder die
Verhütung des Entstehens von Wasserrissen, Bodeuabschwemmuugen, Hangrutschuugen,Geröll- oder
Geschiebebildungnotwendigist, besondere Vorschriften einführen, die nicht allein die Zusammen¬
legung der in Betracht kommendenGrundstücke,sondern auch deren Aufforstung und forst¬
mäßige Bewirtschaftung und zwar auch gegen den Willen der Eigentümer ermöglichen."
Ganz abgesehen von der großen Bedeutung, welche die Aufforstungvon Oedland und die Hebung
der Waldkultur im allgemeinen hat, ist die besondere Wichtigkeit der Bewaldung der Hänge an
hochwassergefahrlichen Wasserläufeuso allgemein anerkannt, daß die Absicht der Staatsregierung,
hier fördernd einzugreifen, nur freudig begrüßt werden kann.

Es fragt sich nun, wie der Entwurf dies erreichen will.
I. Stadium: Das Verfahren ist kurz folgendes:

Ermittelung der Zunächst sollen die für den genannten Zweck in Betracht kommendenLändereien durch
eine vom Regierungs-Präsidentenzu berufende Kommission ermittelt werden. Die Kommission soll
außer dem Vertreter des Regierungs-Präsidentenals Vorsitzenden bestehen aus einem Forstsachver¬
ständigen, einem Landwirt, einem Melioratiousbaubeamten,einem Vertreter der Provinz, je einem
von den Kreisausschüssen zu wählendenVertreter der beteiligtenKreise und Gemeinden. Das Er¬
gebnis der Ermittelungen der Kommissionwird öffentlichausgelegt, über Einwendungen entscheidet
der Ober-Präsident endgültig,

ii. Stadium: Den Antrag auf Zusammenlegung kann außer den beteiligten Grundbesitzernauch der
Antrag auf Zu- Kreisausschuß im Einverständnis mit der Provinzilllverwaltung stellen.

(§ 4), ' Die Geneiallommissioubeschließt nach Anhörung des zuständigenRegierungs-Präsidenten
m. Stadium: über die Festsetzungdes Nmlegungsbezirkesund die Zulässigkcitdes Verfahrens. Gegen diesen

ne13l°mmi,swm Beschlußist Beschwerde an das Oberlandeskulturgerichtzulässig,das endgültig entscheidet.
(88 5, 6). Ferner bestimmt die Generalkommission im Einvernehmenmit dem Regierungs-Präsidenten

diejenigen Grundstücke,welche aufzuforsten oder forstmäßigzu nutzen sind. Hiergegenist ein Rechts¬
mittel nicht gegeben.

IV. Stadium: Diejenigen Grundstücke, deren forstmäßigeBewirtfchaftungnach dem Ermessendes Regie-
fllMmWaen^'Ne-rungs-Präsidenten nicht sichergestellt ist, werden, sofern die Eigentümer sich nicht zu einer Wirt-

wirtlchaftung.schaftsgenossenschnftvereinigen, im Zusammenlegungsverfcchrcngegen Erstattung des vollen Wertes
(8 7)- dem Kreisverband zum Zwecke der Aufforstungund forstmäßigenBewirtfchaftungüberwiesen. Mit

Zustimmung des Kreisausschusseskann das Eigentum einer anderen Körperschaftdes öffentlichen
Rechtes (Gemeinde,Provinz, Staat), die dazu bereit ist, übertragen werden.
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Die aus der Anwendung des § 7 sich ergebendenKosten hat der Kreisverband oder der v, Kosten,
andere öffentliche, der die Grundstücke überwiefenerhalten hat, zu tragen. Tritt eine „unvcrhält-
nismäßigeBelastung" des Kreises oder des Verbandes ein, so hat die Provinz „den übersteigenden
Kostenbedarf" zu übernehmen. Darüber, ob, in welcher Höhe, auf welche Dauer und unter
welchen Bedingungen das zu geschehen hat, entscheidet nach Anhörung des Provinz,alausschusses
der Provinzialrat. Ein Rechtsmittel gegen dessen Entscheidungist nicht vorgesehen.

Wenn man das vorgeschlagene Verfahren betrachtet,fallen drei Gesichtspunkte in's Auge,
die besondererPrüfung bedürfen.

Zunächsthandelt es sich nicht nur um eine erheblicheBeschränkung des Eigentums, sondern
in manchen Fällen um eine Enteignung, in dem die Grundstücke, deren forstmäßigc Bewirtschaftung
nicht sicher gestellt ist, den Eigentümern entzogennnd gegen Ersatz des vollen Wertes dem Kreis
überwiefen werden follen. Sodann kommt eine erhebliche Belastung der Provinz in Frage. Daß
die Provinz zur Erfüllung der in der Vorlage bezeichneten wichtigen Aufgabe beizutragen hat, ist
selbstverständlich, sie wird sich dieser Pflicht ebensowenig entziehen, wie sie es in früheren Fällen
getan hat. Es muß aber Wert darauf gelegt werden, daß nicht von anderer Stelle über ihre
Mittel verfügt wird, ohne daß ihr ausreichende Mitwirkung gewährt wird. Nach dem Entwurf soll
sie alle die Kosten übernehmen,welche eine unverhältnismäßigeBelastung des Kreises oder des Ver¬
bandes, der etwa für ihn eintritt, darstellenwürden. Eine solche unverhältnismäßigeBelastung ist
nach der Begründung nicht nur dann anzunehmen, wenn die Kosten die Leistungsfähigkeitdes
Kreifes übersteigen, fondern auch dann, wenn fie ihn stärker belasten, als seinem Interesse an der
Aufforstung und der Erhaltung des Waldes entfpricht. Nach Lage der Verhältnisse muß ange¬
nommen werden, daß der weitaus größte Teil der Kosten auf die Provinz fallen würde, denn ein¬
mal find die in den Hühengegenden gelegenen Kreife durchweg befonders leistungsschwach,
dann wird aber auch das Interesse der an der Quellgegend der Wasserläufe gelegenen Bezirke
in der Regel als erheblich geringer bezeichnet werden, als das derjenigen am Mittel- und
Unterlauf. Dieser starken Beteiligung an den Kosten gegenüber gibt der Entwurf der
Provinz keineswegsdie erforderliche Möglichkeitder Wahrung ihrer Interessen. Die Begründung
nimmt an, daß die Provinz dadurch geschützt fei, daß der Kreisausfchußden Antrag auf Zusammen¬
legung — s. o. — nur im Einvernehmenmit dem Provinzialansschnßstellen könne, weil fie sich
dadurch vor der Antragstellung mit dem Kreis über die Kostenbeteiligung einigen könne. Tatsächlich
liegt hierin nur ein äußerst geringer Schutz. Zunächst trifft die Bestimmungüberhaupt nicht den
Fall, wenn der Antrag auf Zufammenlegung von den Grundbesitzerngestellt wird. Dann kommt
aber in Betracht, daß zurzeit der Antragstellung die Kosten, die entstehen werden, sich noch gar
nicht übersehen lassen. Im übrigen wird die Provinz, wenn erst durch die Ermittclungskummission
und den Ober-Präsidenten die Notwendigkeitder Aufforstungpp. zur Vermeidung an Hochwasser¬
gefahren autoritativ festgestellt ist, ihre Zustimmung zur Antragstellungkaum versagen können. Ist
aber das Verfahren im Laufe, dann kann der Provinzialrat die Provinz zur Uebernahme eines
beliebig großen Teiles der Kosten verurteilen, ohne daß ihr vorher auf die Gestaltung des Unter¬
nehmens irgendwienennenswerterEinfluß gewahrt gewesen wäre und ohne daß ihr ein Rechtsmittel
zustünde. Daß die Provinz einen derartigen Vorschlagnicht stillschweigendhinnehmenkann, braucht
nicht näher begründet zu werden. Was den dritten Punkt angeht, so sieht der Entwurf eine
Beteiligung des Staates an den Kosten in keiner Weife vor. Es muß aber ausfchlaggebendes
Gewichtdarauf gelegt werdeu, daß der Staat sich, wie das auch in anderen Fällen gefchieht,an
den Kosten beteiligt.

36
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Es fragt sich nur, ob den hier erhobenenEinwcndnngen ohne Schädigung des von dem
Entwurf erstrebtenZweckes Rechnung getragen werden kann.

Was zunächstdie Einschränkungdes Eigentums angeht, so liegt auf der Haud, daß die
Erreichungdes erstrebten Zieles ohne eine solche nicht möglich ist. Das ganze Zusammenlcgungs-
verfahren beruht auf der Beschränkung des Eigentums und diese muß hier noch weiter gehe», weil
eine bestimmte Bewirtschaftung— die forstmäßige — verlangt werden muß. Dagegen ist nichts
einzuwenden. Es fragt sich aber, ob der Entwurf in dieser Beschränkung, die sich im § 7 bis zur
Enteignung steigert, nicht weiter geht, als nutwendig ist. Der Entwurf läßt ja allerdings den
beteiligten Grundbesitzerndas Recht, die Zusammenlegungselbst zn beantragen. Man muß aber
beachten, daß es sich hier nm eine Znsammenleguughandelt, die nicht wie diejenige einer Acker-
gemarkuug,den Eigentümern ohne weiteres erkennbareVorteile in Aussichtstellt; es handelt sich
hier doch mehr um das allgemeineInteresse und um Wirkungen, die meist in weiter Ferne liegen.
Da erscheintes zweckmäßig, daß den beteiligten Grundbesitzernein Bau- uud Finanzicrungsplau
vorgelegt wird, ehe sie sich entscheiden müssen. Das wird auch im Interesse der Kreise und der
Provinz zu verlangen sein, die wie oben gesagt, zurzeit der Antragstellung über die Kosten noch
keine Uebersicht haben. Die Begründung nimmt anscheinend au, daß die Aufstellungeines solchen
Planes geschehen soll, es ist aber erforderliches ausdrücklich vorzuschreiben. Sind die Eigentümer
durch die Vorlage des Planes, in dem auch die Deckungsmöglichkeit uud die etwa erforderliche
Hergabe von Beihilfen seitens des Staates und der Provinz auf Grund von Verhandlungen mit
diesen angegeben ist, über die Sachlage unterrichtet, dann werden sie viel eher bereit sein, wenn es
ihren Kräften entspricht,freiwillig zur Durchführung der Maßregeln mitzuwirken. Der im § 7
vorgesehenenEnteignung können die Grundbesitzerentgehen, wenn sie sich zu einer Wirtschafts¬
genossenschaft gemäß § 23 Absatz 2 Ziffer 2 des Waldschutzgesetzesvereinigen. Die Gründung
einer solchen Genossenschaft ist bekanntlich sehr schwierig. Es scheint deshalb richtig, zu bestimmen,
daß in dem Falle, wenn die Grundbesitzer selbst den Antrag auf Zusammenlegungstellen, die
Eigentümer derjenigen Grundstücke deren forstmäßigeBewirtschaftung nicht sicher gestellt ist, zu
eiuer Wirtschaftsgenoffenschaft der genannten Art zusammengefaßtwerden und zwar hatte das in
den Zusammenlegungsverfllhreudurch den Nezeß zu geschehen, in dem auch die Verfassung der
Genossenschaft, der Betriebsplan ufw. festzulegen wären. Dieses Verfahren entspricht den ursprünglich
von der Gencralkommissionin dieser Sache gemachtenVorschlägen. Es bietet den Grundbesitzer»
die Möglichkeit,sich ihr Eigentum zu erhalten und macht in manchenFällen die Enteignung, die
doch nur im Notfalle in Betracht kommendarf, überflüssig. Es hat aber auch den weiteren
sehr erheblichenVorteil, daß die Kosten viel geringer werden, weil Aufwendungenfür den Grund
und Boden ganz oder auch zum größten Teil fortfallen.

Selbstverständlichwird es Fälle geben, in denen die Grundeigentümer den Antrag auf
Zusammenleguugnicht stellen, sei es, weil ihnen die Kosten zn hoch oder die von Staat uud Provinz
zugesagten Beihilfen zu gering sind, sei es aus anderen Gründen. In diesen Fällen hätte das im
Entwnrf vorgesehene Verfahren einzutreten.

Es könnte alfo der Kreisausschuß — wenn sich die Ländereien über verschiedene Kreise
erstrecken, müßten sämtliche Krciscmsschüssees übereinstimmendtun — im Einverständnis mit der
Provinzialverwaltung den Antrag auf Zusammenlegung stellen. An Hand des Projektes und
Kostenanschlages wäre dcmu sowohl der Kreis als auch die Provinz in der Lage zu prüfen, ob sie
den Antrag stellen solle oder nicht.

Im übrigen würde sich das Verfahren so gestalten, wie es im Entwurf vorgesehen ist.
Insbesondere ginge entsprechend § 7 das Eigentum an den Grundstücken, deren fachmäßige Be-
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wiltschaftungnach dem Ermessen des Regierungs-Priisidenten nicht sicher gestellt ist, gegen Ent¬
schädigungauf den Kreis oder mit seiner Zustimmung auf einen anderen dazu bereiten öffentlichen
Verband zum Zwecke der Aufforstungund forstmäßigeuBewirtschaftungüber.

Die hierdurch entstehenden Kosten dürften aber unter keinen Umständen dem Kreis und
der Provinz allein zur Last fallen. Der Entwurf geht davon aus, daß der Kreis die Kosten zu
tragen hat, daß aber, wenn und soweit sie nach Ansicht des Provinzialrates eine unverhiiltuis-
mäßige Belastung des Kreisesdarstellen würden, die Provinz einzutreten hätte. Die hierin liegende
Sicherung des Kreisesvor Überlastung kann nur gebilligt werden. Unannehmbar erscheint da¬
gegen die alleinige Belastung der Provinz mit den ungedeckten Kosten, Auf die Beteiligung des
Staates an den Kosten muß vielmehr ganz besondersGewicht gelegt werden, nicht nur im finanziellen
Interesse der Provinz, sondern auch, weil hierdurch eine schärfere Prüfung der Notwendigkeit der
einzelnenMaßnahmen gewährleistetwird. Sie ist auch durchaus gerechtfertigt, denn der Staat ist
an der Vermeidung von Hochwasserkatastrophen zum mindestenebenso interessiert,wie die Provinz.
Es muß deshalb verlangt werden, daß der Teil der Kosten, den der Kreis nach der Ent¬
scheidungdes Provinzialrats uicht tragen kann, von Staat und Provinz gemeinsamaufgebracht
werden. Am zweckmäßigstenwäre es, wenn hierfür im Gesetz ein festes Anteilsvcrhiiltnis vorgc»
schriebenwürde. Sollte die Staatsregierung Bedenken tragen, einen solchen Maßstab ein für
allemal festzulegen, dann müßte das Auteilsverhältnis im Einzelfall zwischen Staat und Provinz
vereinbart werden.

Es scheint aber ferner mit Rücksichtauf die sonst etwa eintretenden unerschwinglichen
Kosten erforderlich, daß die Ausführungen auf das Notwendigebeschränktwerden und daß nach
einem festen Gesamtplan vorgegangen wird. Es empfiehlt sich dies in § 2 zum Ausdruck zu
bringen und die Initiative zu der Ermittelung der aufzuforstenden Grundstücke dem Landwirtschafts-
minister zu überlassen.

Gegen die sonstigen Bestimmungendes Entwurfes sind Bedenkennicht zn erheben.
Die vorstehend erhobenenEinwendungenund die zu ihrer Behebung gemachten Vorschläge

führen zu folgendenAbänderungendes Entwurfes:
1. Der erste Satz des § 2 hätte zu lauten l-

Die dem ß 1 unterliegendenLändereien werden im Rahmen eines vom Minister für Land¬
wirtschaft, Domänen und Forsten aufgestelltenGesamtplanes und unter tunlichsterBeachtung
des Grades der Dringlichkeit der einzelnen Maßnahmen dnrch eine auf Anordnung des
genannten Ministers von dem Regierungspräsidentenzu berufendeKommifsion:c.

2. Hinter § 2 des Entwurfs wäre folgenderneue § 2a einzufügen:
Wenn das Ergebnis der Ermittelung endgiltigvorliegt, ist seitens der Generalkommission im
Einvernehmen mit dem Regierungs-Präsidenten ein Plan und Kostenanschlagüber die
gemäß § 1 erforderlichen Arbeiten und Maßnahmen aufzustellen. Plan und Kostenanschlag
sind dem Kreise und der Provinz mitzuteilen und 14 Tage lang für die Beteiligten offen
zu legen, Sie unterliegen der Genehmigungdes Landwirtschaftsministers.

3. § 4 Absatz 1 wäre abzuändern wie folgt:
Wenn die beteiligten Grundbesitzernicht innerhalb 6 Wochen nach Offcnlcgnngdes Planes
(§ 2ll) den Antrag auf Iufammenlegung stellen, ist der Kreisausschuß im Einverständnis
mit der Provinzialverwaltung zur Antragstellung befugt.

4. § 7 erhielte folgendeFassung:
86*
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Wenn die Zusammenlegung auf Grund eines Antrages der Grundbesitzer eingeleitet
wurden ist, werden die Eigentümer derjenigengemäß § 6 für die Aufforstung und forst¬
mäßige Nutzung bestimmtenGrundstücke (§ 6), deren dauernde forstmäßigeBewirtschaftung
nicht gesichert ist, mit der Rezeßbestätigungzu einer Wirtschafts-Genossenschaftnach Maß¬
gabe des § 23 Absatz 2 Nr. 2 des Gesetzes, betreffend Schutzwaldungenund Waldgenossen-
schaften,vom 6. Juli 1875 (G. S. S. 416) vereinigt, welche Trägerin der Verpflichtung
zur Aufforstungund forstmäßigeuErhaltung, Bewirtschaftungund Befchützung der Grund¬
stücke wird. Die in dem genannten Gesetz der Regelung durch das Statut überlassenen
Gegenstände, werden im Rezeß festgesetzt, im übrigen gelten für die Genossenschaftdie
Bestimmungendes genannten Gesetzes.

Die Genossenschaft hat die Rechte einer öffentlich-rechtlichen Korporation und die
Befugnis, ihre Beiträge im Verwaltuugszwangsverfahreneinzuziehen.

5. ß 7 des Entwurfes erhält als ß 7a in seinem Absatz 1 folgendeFassung:
Trifft die Vorausfctzung des ß 7 Abs, 1 nicht zu, dann sind die dort erwähnten Grund¬
stücke im Zusammenlegungsverfahrendem Kreisverband zwecks der Aufforstungund forst¬
mäßiger Bewirtschaftung gegen Erstattung des vollen Wertes, den die Grundstücke zurzeit
der Einleitung des Zusammenleguugsvcrfahrenshatten, zu überweisen.

6. § 8 des Entwurfs erhielte folgende Fassung:
Die aus eiuer Anwendung des ß 7a sich ergebenden Kosten hat der Kreis zu tragen.
Wenn der Kreisausschuß erklärt, daß hierdurcheine unverhältnismäßigeBelastung des Kreis¬
verbandes eintrete, entscheidet der Provinzialrat, ob und in welchem Umfange das zutrifft.
Auf Antrag eines Beteiligten (Abs. 2) ist diese Feststellung von 5 zu 5 Jahren nachzu¬
prüfen. In Absatz 2 wäre sodann entsprechend den oben gemachten Ausführungen zu be¬
stimme»,daß die nicht gedeckten Kosten vom Staat und Provinz gemeinsamgetragenwerden
entwederunter Angabe eines festen Anteilverhältnisses,oder mit dem Zusatz, daß die Fest-
stclluug des Anteilverhältnissesvon Fall zn Fall zn geschehenhabe.

Auf Grund vorstehender Ausfüllungen beehrt sich der Provinzialausschußfolgende Beschluß-
fnsfuug vorzuschlagen:

„Provinzmllandtag gibt das von ihm erforderte Gutachten zu dem ihm vorgelegten
Entwurf eines Gesetzes, betreffend Abänderung der rheinischen Zusammenlegungs- und
Gemeinheitsteilungsgesetze, dahin ab, daß
1. der Grundgedankeund Zweck des Gesetzes nur freudig begrüßt werden kann,
2. gegen die Artikel I bis IV einfchließlich Bedenken nicht zu erhebenfind,
3. im Artikel V dagegen Aenderungenim Sinne der in der Vorlage des Provinzialaus-

schussesvom 2. März d I, gemachten Vorschlägeerforderlichfind."
Düsseldorf, den 2. März 1912.

Der Provinzialausschuß:

O. Graf Beissel von Gymnich, Dr. von Renvers,
Vorsitzender. Landeshauptmann.
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Anlage I.

Entwurf
eines Gesetzes betreffend Abänderungder RheinischenZusammenlegnngs-

und Gemeinheitsteilungsgesetze.

Wir Wilhelm,
von Gottes Gnaden König von Preußen usw., verordnen mit Zustimmung der beiden Häuser
des Landtags der Monarchie, was folgt:

Artikel I.
Das Gesetz, betreffend die Zusammenlegung der Grundstücke im Geltungsgebiete des

RheinischenRechts vom 24, Mai 1885 (Gesetzsamml.S. 156), wird dahin geändert:
1. Es werden gestrichen:

«,) der Absatz 2 des 8 1,
b) in § 4 die Worte „forstmäßig bewirtschafteteWaldgrundstücke",
o) in Z 6 Absatz 2 die Worte: „Doch darf die etwaige Geldabsindung nicht mehr

als drei Prozent der dem Teilnehmer gebührenden Gefamtabsindung betragen",
ä) in § 6 Abfatz 5 die Worte: „sowie für Waldbiiume".

2. In § 6 wird folgender Absatz 3 neu eingestellt: „Hinsichtlichder Rechte dritter Per¬
sonen (Verwendungsregulierung) finden die im landrechtlichen Teile der Nheinvrouinz
geltenden Vorschriften Anwendung".

3. § 8 Abfatz 4 erhält folgenden Satz 2: „Wenn die Beobachtungdieser Vorschrift zu
unbilligen Härten führen würde, ist eine Aufbringung nach anderem Maßstab zulässig."

Artikel II.
Das Gesetz, betreffend die wirtschaftlicheZusammenlegung der Grundstücke in dem

Bezirke des Iustizfenats zu Ehrenbreitstein vom 5. April 1869 (Gesetzsamml.S. 514), wird
dahin geändert:

Es werden gestrichen:
1. in § 2 die Worte: „forstmäßig bewirtschafteteWaldgrundstücke",
2. in § 4 Absatz 4 die Worte: „sowie für Waldbäume".

Artikel III.
8 16 Abs. 4 der Gemeinheitsteilungsordnungfür die Nheinprouinz vom 19. Mai 1851

(Gesetzsamml. S. 371 erhält folgendenZufatz 2:
„Wenn die Beobachtung diefer Vorschrift zu unbilligen Härten führen würde, ist eine

Aufbringung nach anderem Maßstabe zulässig".

Artikel IV.
In dem Gesetze, betreffend die Ausdehnung der für die Zusammenlegungder Grund»

stücke im Geltungsgebiete des Rheinischen Rechts geltenden Zuständigkeits-Verfahrens-und Kosten-
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Vorschriften auf die nach der Gemeinheitsteilungsordnung vom 19. Mai 1851 zu behandelnden
Teilungen und Ablösungen in den Landesteilen des linken Rheinufers vom 12. Mai 1902
(Gesetzsamml. S. 139), erhält der § 1 folgenden Absatz 5:

„Hinsichtlich der Rechte dritter Personen (Verwendungsregulierung)finden die im land¬
rechtlichen Teile der Nheinprovinz geltenden VorschriftenAnwendung."

Artikel V.

s 1.
In solchen, dem Gebirgs- und Hügelland ungehörigen Gemarkungen, wo zur Vermei¬

dung schwererHochwasserschäden die Zurückhaltung des Niederschlagswassersoder die Verhütung
der Entstehung von Wassernssen, Vodenabschwemmungen,Hangrutschungen, Geröll- oder
Geschiebebildung notwendig ist, finden auf die wirtschaftlicheZusammenlegungvon Holzungenund
Oedländereien die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die wirtschaftlicheZufammenlegung der
Grundstücke in dein Bezirke des Iustizsenats zu Ehrendreitftein vom 5. April 1869 (Gesetzsamml.
S. 514), und des Gesetzes, betreffend die Zusammenlegungder Grundstückeim Geltungsgebiete
des RheinischenRechts vom 24. Mai 1885 (Gesetzsamml.S. 156), mit folgenden Maßgaben
Anwendung.

§2.
Die dem § 1 unterliegenden Ländereien werden durch eine von dem Regierungs-

Priisidenten zu berufende Kommission ermittelt. Ausnahmsweise können, soweit das zur Er¬
reichung der im § 1 bezeichnetenZwecke erforderlich erscheint, von ihr auch Flächen in das
abzugrenzendeGebiet einbezogen werden, die sich in landwirtschaftlicherBenutzung befinden. Die
Kommission besteht aus einem Vertreter des Regierungs-Präsidenten als Vorsitzenden, einem
Iorstsachverstänbigen,einem Landwirt, einem Meliorationsbaubeamten und einem vom Provinzial-
ausschuh zu wählenden Vertreter der Provinz. Außerdem tritt für jeden beteiligten Kreis und
für jede beteiligte Gemeinde je ein Vertreter hinzu, die vom Kreisausfchussezu wählen sind.

Das Ergebnis der Ermittelungen wird in den beteiligtenGemeindenmindestens4 Wochen
lang ausgelegt. Der Ort und die Dauer der Auslegung sind in ortsüblicher Weise in den
beteiligten Gemeinden, sowie durch das zu amtlichen BekanntmachungenbestimmteBlatt bekannt
zu machen. In der Bekanntmachungist eine auf mindestens 4 Wochen zu bemessende Frist an¬
zugeben, in der etwaige Einwendungen bei dein Regierungs-Päsidenten geltend zu machen sind.

Ueber das Ergebnis der Ermittelung und die erhobenen Einwendungen entscheidetder
Ober-Präsident endgültig. Die Entfcheidungwird im Regierungs-Amtsblatte veröffentlicht.

s 3.
Die Zufammenlegung ist an Gemeindebezirksgrenzen(§ 1 Abs. 3 des Gesetzes vom

24. Mai 1885) und Gemarkungen oder Gemarkungsabteilungen (8 1 Abs. 1 des Gesetzes vom
5. April 1869) nicht gebunden.

s 4.
Zu dem Antrag auf Zufammenlegung ist außer den beteiligten Grundbesitzernauch der

Kreisausschuhim Einverständnis mit der Provinzialoerwaltung befugt.
Liegen die zusammenzulegendenGrundstückein verschiedenen Kreisen, so ist, wenn der

Antrag von einem Kreise gestellt wird, die Zustimmung der Kreisausschüssesämtlicher übrigen
beteiligten Kreise erforderlich.
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§ 5.
Die Generalkommifsion hat den Umlegungsbezirk nach Anhörung des zuständigen

Negierungs-Präsidenten festzusetzen und über die Zulässigkeitdes Verfahrens zu beschließen.
Außerhalb des nach § 2 abgegrenztenGebietes gelegene Grundstückekönnen von der

Generalkommisfionmit Zustimmung des Eigentümers zum Verfahren gezogen werden, wenn
dadurch dessen Durchführung erleichtert wird.

Der nach Abs. 1 zu erlassende Beschluß ist den zuständigen Kreisausschüssenzuzustellen,
in dem zu öffentlichen Bekanntmachungendes KreisausschussesbestimmtenBlatt einmal zu ver¬
öffentlichen und foll in den beteiligten Gemeinden ortsüblich bekannt gemacht werden.

Gegen den Beschluß findet binnen einer Frist von einem Monat, die für die Kreis-
ausschüssemit dem Tage der Zustellung des Beschlusses,für jeden übrigen Beteiligten mit dem
Ablauf des Tages beginnt, an dem das letzte ihn enthaltende, zu öffentlichen Bekanntmachungen
bestimmteBlatt ausgegebenist. Beschwerde an das Oberlandeskulturgerichtstatt. Die Entscheidung
des Oberlandeskulturgerichtsist endgültig.

8 6.
Die Generalkommisfionhat im Einvernehmen mit dem Negierungs-Präsidenten diejenigen

Grundstücke zu bestimmen,welche zur Erreichung der im § 1 bezeichneten Zwecke aufzuforstenoder
forstmäßig zu nutzen sind.

Werden durch den AufforstungszwangGrundstücke betroffen,die sich in landwirtschaftlicher
Benutzung befinden, fo ist der Eigentümer verpflichtet, Geldentschädigungenanzunehmen, soweit
er nicht in gleichartigemLand abgefunden werden kann.

s ?.
Die dem Aufforstungszwang unterliegenden Grundstücke(§ 6), deren dauernde forst-

maßige Bewirtschaftung nicht gesichert ist, sind im Zusammenlegungsverfahrendem Kreisuerbande
zum Zwecke der Aufforstung und forstmäßigenBewirtschaftunggegen Erstattung des vollen Wertes,
den die Grundstücke zurzeit der Einleitung des Zufammenlegungsverfahrenshatten, zu Eigentum
zu überweisen, sofern sich deren Eigentümer nicht zu einer Wirtfchaftsgenossenschaftnach § 23
Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes, betreffend Schutzwaldungenund Waldgenossenschaften, vom 6. Juli 1875
(Gesetzsamml.S. 416) vereinigen. Mit Zustimmung des Kreisausfchufseskann das Eigentum
an Stelle des Kreisverbandes einer anderen Körperschaftdes öffentlichen Rechtes mit ihrer Ein¬
willigung überwiefen werden.

Im Falle des Abs. 1 sind die abzufindendenEigentümer verpflichtet, Geldentschädigung
anzunehmen,soweit sie nicht in Land abgefundenwerden können.

Ob die forstmähige Bewirtschaftung dauernd gesichert ist, entscheidetder Regierungs-
Präsident.

8 8.
Wenn die Aufbringung der aus einer Anwendung des § ? sich ergebendenKosten eine

unverhllltnismätzigeBelastung des Kreisverbandes oder der anderen Körperschaftdes öffentlichen
Rechts zur Folge haben würde, fo ist der übersteigendeKostenbedarfvom Provinzialverband zu
übernehmen.

Die Notwendigkeit, die Dauer und das Maß dieser Beihilfe fowie die Bedingungen,
unter denen eine solche zu gewähren ist, werden nach Anhörung des Provinzialausschussesdurch
den Provinzialrat festgestellt. Aus Antrag eines Beteiligten kann von zehn zu zehn Jahren die
Feststellungnachgeprüftwerden.
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s 9.
Erfolgt die forstmäßige Bewirtschaftung durch einen anderen Kommunalverband als die

Provinz, fo untersteht dieser der Aufsicht des Regierungs-Präsidentcn hinsichtlich des Forstbetriebes
und der Benutzung des Waldes nach Maßgabe der gesetzlichenBestimmungen, die in der Rhein«
vrovinz für die Holzungen der Gemeinden gelten.

s 10.
Nach beendigtem Zusammenlcgungsverfahren können durch den Regierungs-Priisidenten

einzelneGrundstückevon der auf Grund des § 6 festgesetzten Beschränkungbefreit werden.

s N
Die in diefem Gefetze dem Kreisausschußübertragenen Geschäfte werden in Stadtkreisen

im Falle des § 2 Abs. 1 von der Stadtverordneten-Versammlung, im Falle des § 4 Abs. 1
und 2 und des § ? Abs. 1 vom Bürgermeister im Einvernehmen mit der Stadtverordneten-
Versammlung, im übrigen vom Bürgermeister wahrgenommen. An die Stelle des Kreisuerbandes
tritt die Gemeinde.

Urkundlichusw.

Anlage II.

Begründung.

Die Rheinprovinz ist besonders oft durch schwere Hochwasserschäden getroffen worden
Die Hochwasserkatastrnphe an der Ahr im Juni 19l0 steht noch in frischer Erinnerung. Sie hat
dazu gefühlt, erneut auf Mittel und Wege zu sinnen, die geeignet sind, solchen Schäden vorzu¬
beugen, jedenfalls sie zu mindern. Dabei ist die Erleichterung der Zusammenlegung von Wald-
grundstücken und Oedliindereienbesonders der im Gebirge und Hügellande befindlichenkahlen und
schlecht bestockten Hänge und Kuppen, sowie die Sicherung der Aufforstung und dauernden forst¬
mäßigen Bewirtschaftung solcher Grundstückedurch Heranziehung der Kreisverbände als geboten
erkannt worden.

Das Zusllmmenlegungsverfahrenwirkt vorbeugend in zweierlei Hinsicht:
1. unmittelbar, indem es die Anlage von Wegen und Gräben unabhängigvon den Eigcntums-

grenzen an Stellen und in einer Lage ermöglicht,wo sie nach der Beschaffenheitdes
Geländes, insbesondere nach dessen Gefällverhältnissen, zweckmäßigsind; sämtlichen Wasser¬
zügen und den Wegen mit ihren Seitengräben können mäßige Gefalle gegeben werden, durch
die ein reißendes Abwärtsströmen des Wassers sowie ein Abschwemmendes Bodens
und Gerolles von den Berghängen vermieden wird; die zur Verdauung von Wasser¬
rissen erforderlichenFlächen können als gemeinschaftlicheAnlagen ausgewiesenwerden;

2. mittelbar, indem es durch eine Zusammenlegung der Oedländereien und Waldgrund¬
stücke einzelnerBesitzer die Aufforstungerleichtert und damit die Schaffung geschlossener
Forstschutzbezirke sowie eine bessere Walbpflege ermöglicht.

Die Bedeutung der Waldwirtschaftfür die Rheinprovinz mögen folgende Zahlen erläutern:
Die Provinz hat eine Gesamtflächevon 2 699 140 Ka. Davon sind 831 092 lm, also 30,74 »/«
Wald. Von dieser Waldfläche sind
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140 933 liu Staatswald,
329 538 iill Gemeindewald,

5343 Ka Stiftungswald,
28 096 lra Genossenschllftswald,

327 182 da Pnvatwald,
zusammen831092 Ka.

(Meitzen, die Boden- und landwirtschaftlichenVerhältnisse des Preußischen Staates 1906
Band VII, S. 484, 488.)

Von der gesamten Waldflächesind etwa:
515 300 Ka, Gebirgswaldungen,
207 800 Ks, liegen im Hügelland und
108 000 Ka in der Ebene.

Zurzeit wird aber die Waldwirtschaft sehr nachteilig durch die überall herrschendeaußer¬
ordentlicheZersplitterung des Privatwaldes und durch umfangreicheWaldverwüstungen, wie sie
früher namentlich im Vergischen Lande, in der Eifel und auf dem Hohen Venn stattgefunden
haben, beeinflußt. Im Jahre 1900 wurden noch 87 329 Ka als Oedland angesprochen(Meitzen
a. a. O. S. 112). Sind seitdem auch größere Flächen aufgeforstetund in Acker- oder Feldgras¬
anlagen umgewandelt, so sind doch immer noch Oedländereien und schlecht bestockter Niederwald
in großem Umfange vorhanden.

Allein im RegierungsbezirkeCoblenz befinden sich nach ungefährer Schätzung in den
Händen von Privaten 12 000 Kg, Oedland und mindestens gleich umfangreicheNicderwaldungen
von so mangelhafter Bestückung, daß sie dem Oedlande gleich zu achten sind. Es handelt sich
durchwegum Kleinbesitz; nur selten erreicht die einzelne Parzelle die Größe von 1 Ka; meistens
hat sie dazu eine für die Bewirtschaftung als Wald ungeeignete fchmale, langgestreckte Form.
Gelingt es an Stelle von kahlen und schlecht bestockten Höhen und Hängen gute forstmäßig
bewirtschafteteBestände zu schaffen, so wird dadurch die Gefahr großer Hochwässerschäden ver¬
mindert werden. Die aufsaugende Wirkung der Streu- und Moosdecke und die Widerstände an
der bestocktenOberflächeverzögern den Abfluß. Der Hauptvorteil liegt aber in der Bindung des
Erdreichs und der Verhinderung von Bodenabschwemmungen,Hangrutfchungenund Geröllbilbungen.

Der Entwurf will für den zum Gefchäftsbezirk der Generalkommifsion Düsseldorf gehörigen
Teil der Nheinprovinz durch die in den Artikeln I Nr. 1 und 3, II und III vorgeschlagenen
Aenderungen der geltenden Gesetze die Zusammenlegung von Waldgrundstückenund von Oed¬
ländereien unter Zustimmung der Mehrheit der Eigentümer der nach dem Grundsteuerkataster
berechneten Fläche erleichtern. Der Bezirk der GeneralkommifsionDüsseldorf begreift die ganze
Rheinprovinz mit Ausnahme der Kreise Dinslaken, Duisburg, Essen-Stadt, Essen-Land, Mülheim
a./Ruhr-Stadt, Oberhausen und Rees, die zum Bezirk der Generalkommissionin Münster gehören
und für die ein Bedürfnis, in der hier geplanten Weise vorzugehen, weniger vorliegt; im all¬
gemeinenentsprechen die dort geltenden gesetzlichen Vorschriftenbereits den durch die Artikel I—IV
einzuführendenBestimmungen.

Außerdem will der Entwurf im Artikel V für solche, dem Gebirgs- und Hügelland <m>
gehörigen Gemarkungen, wo zur Vermeidung schwerer Hochwasserschäden die Zurückhaltung des
Niederschlagwassersoder die Verhütung der Entstehung von Wasserrissen,Bodenabschwemmungen,
Hangrutfchungen, Geröll- oder Geschiebebildungnotwendig ist, besondere Vorschriften einführen,
die nicht allein die Zusammenlegung der in Betracht kommendenGrundstücke,sondern auch deren

8?
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Aufforstung und forstmäßige Bewirtschaftung und zwar auch gegen den Willen der Eigentümer
ermöglichen. Zu dem Zwecke foll, nachdem die in Betracht kommendenFlächen in einem beson¬
deren Verfahren durch den Negierungs-Präsidenten ermittelt sind (8 2), auch der Kreisausschuß
die Zusammenlegung beantragen können (§ 3) mit der Wirkung, daß ihm die aufzuforstenden
(§ 5) Flächen im Zusammenlegungsverfahrengegen Geld überwiesen werden, falls Landabfindung,
die an erster Stelle zu erstreben ist, nicht gewährt werden kann (8 7), es sei denn, daß die
Eigentümer sich zu einer Wirtschaftsgenossenschaftnach § 23 Abf. 2 Nr. 2 des Gefetzes, betreffend
Schutzwaldungenund Waldgenossenschaften, vom 6. Juli 1875 (Gefetzfamml.S. 416) zufammen-
fchließen. Mit Zustimmung des Kreisausschussessoll das Eigentum auch einer anderen Körper¬
schaft des öffentlichenRechts, z. B. dem Staate, der Provinz oder der Gemeinde überwiesen
werden können (§ 7). Für den Fall, daß der Kreisuerband ober die andere Körperschaft des
öffentlichen Rechts durch diese Mahnahmen unverhältnismäßig belastet werden sollte, hat der
Provinzialuerband den übersteigendenKostenbedarf zu decken (§ 8). Aus diesem Grunde ist der
Kreisverband schon bei Stellung des Zusammenlegungsantrags an die Zustimmung der Provin-
zialverwaltung gebunden (Z 4).

Als Träger des Unternehmens sollen hiernach die Kreisverbände auftreten. Dabei wird
angenommen, daß für jedes Aufforstungsunternehmenvor seiner Einleitung auf Grund eingehen¬
der Erörterungen aller in Betracht kommenden Verhältnissemit den samtlichenbeteiligtenFaktoren
ein genauer Plan auch für die Finanzierung aufgestelltwird. Sollte sich bei diesen Erörterungen
herausstellen, daß an Stelle des Kreisuerbandes besser eine andere Körperschaftdes öffentlichen
Rechts (Gemeinde, Provinz, Staat) eintritt, fo ermöglichtArtikel V § 7 in Verbindung mit § 8
die Ausführung eines folchen Befchlusfes,wobei es felbstverständlichist, daß der Staat nicht etwa
wegen „unverhältnismäßiger Belastung" die Uebernahme eines Teils der Kosten vom Provinzial-
verbande verlangen kann.

Auf diese Weise erscheint die allmählicheAufforstung aller in Betracht kommenden Oed-
ländereien sichergestellt. Dies wäre nicht der Fall, wenn das Gesetz die Eigentümer der aufzu¬
forstendenGrundstückeauch ohne ihre Zustimmung zu einer Wirtschaftsgenossenschaft (§ 23 Abs. 2
Nr. 2 des angeführten Gefetzes vom 6. Juli 1875) zwangsweise vereinigte. Denn abgesehen
von den großen Schwierigkeiten, welche der Bildung einer Zwangsgenossenschaftentgegenstehen,
würde eine solche nicht in der Lage sein, die sehr erheblichen Kosten der in den »leisten Fällen
zunächst ertraglosen Aufforstung und forstmäßigenBewirtschaftungzu tragen, und es müßten, um
das erstrebte Ziel zu erreichen,fast die gesamtenKosten aus öffentlichen Mitteln getragen weiden.
Deshalb erschien es richtig, den Kreisverband als Träger hinzustellen.

Bevor zur Erläuterung der einzelnen Artikel des Gesetzentwurfsübergegangen wird, ist
über die die ZusammenlegungbetreffendeGesetzgebungfolgendes vorauszuschicken:

In der Rheinprovinz gelten für die wirtfchaftlichenZusammenlegungen und Gemein¬
heitsteilungen nicht überall dieselbenGesetze.

Es sind drei Nechtsgebietezu unterscheiden:
1. das Gebiet des Preußischen AllgemeinenLandrechts (das sind die Kreise Dinslakcn.

Duisburg, Essen-Stadt, Essen-Land, Mülheim a, d. Ruhr-Stadt, Oberhausen und Rees),
2. das Gebiet des vormaligen Iustizsenats zu Ehrenbreitstein(das sind die Kreise Wetzlar

Neuwied, Altenkirchen, mit Ausschluß der Grafschaft Wildenburg und der rechts«
rheinische Teil des Kreises Coblenz);
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3. das Gebiet des rheinischen Rechts (das ist der nicht unter Nr. 1 und 2 fallende Teil
der Rheinprovinz).

In dem unter 1 bezeichneten Gebiete gelten für Zusammenlegungenund Gemeinheit«'
teilungeu dieselbenGesetze wie in den alten Provinzen des Staates.

In den unter 2 und 3 bezeichneten Gebieten gilt für Gemeinheitsteilungenfast gleich¬
mäßig die Gemeinheitsteilungsordnungfür die Rheinprovinz mit Ausnahme der Kreife Duisburg
und Rees, sonne für Neuuorpommern und Rügen vom 19. Mai 1851 (Gesetzsamml.S. 371);
für die wirtschaftliche Zusammenlegung der Grundstückeist in dem unter 2 bezeichneten Gebiete
das Gesetz, betreffend die wirtschaftlicheZusammenlegung der Grundstückein dem Bezirke des
Iustizsenats zu Ehrenbreitstein vom 5. April 1869 (Gesetzsamml.S. 514), in dem unter 3
bezeichnetenGebiete das Gesetz, betreffend die Zusammenlegung der Grundstücke im Geltungs¬
gebiete des rheinischenRechts vom 24. Mai 1885 (Gesetzsamml. S. 156) maßgebend.

Mit Rücksicht auf die hiernach bestehende Sondergesetzaebungist für die unter Nr. 2 und
3 bezeichneten Gebiete im Jahre 1885 eine befonbereGeneralkommifsionin Düsseldorf errichtet
worden (Gefetz vom 24. Mai 1885, Gefetzsamml.S. 156 § 24, Allerhöchste Verordnung vom
20. Juni 1885, Gesetzsamml. S. 304).

Während die Teilung von Gemeinheiten in der Rheinprovinz nur von untergeordneter
Bedeutung ist, weil nach der rechtsgeschichtlichenEntwickelungin diesem Gebiete solche dort ver¬
hältnismäßig nur selten vorkommen,hat die wirtschaftliche Zusammenlegungder Grundstücke einen
von Jahr zu Jahr wachsenden Umfang angenommen, wie nachstehende Zusammenstellungergibt.

Es sind ausgeführt Deren Es sind ausgeführt Deren
Zusammenlegungen Fläche Zusammenlegung en Fläche

Zeitangabe Anzahl l>» Zeitangabe Anzahl Im

im Jahre 1886 . . . 4 683 Uebertrag 203 40156
.. „ 1887 . 13 1659 im Jahre 1900 . . . 20 6 369
» « 1888 . 12 1337 „ „ 1901 . . . 19 5 673
.. ., 1889 . 15 1950 „ .. 1902. . . 22 8 765
.. „ 1890 . 22 3 247 „ ., 1903 . . 21 5 597
.. „ 1891 . 16 2111 ., ., 1904. . . 25 8 654
.. „ 1892. 13 2104 „ „ 1905. . . 24 8092
„ , 1893 . 16 3 863 „ „ 1906. . . 15 5 226
,. „ 1894 . 15 3 095 „ „ 1907. . . 25 12144
„ „ 1895 . 15 3 867 „ .. 1908. . . 29 11804
,. .. 1896 . 12 3 377 .. .. 1909. . . 41 18 096
,. „ 1897 . 21 5 421 ., „ 1910. . . 33 16 831
.. „ 1898 . 17

12
4 031
3 411

.. „ 1911 . . .
Summe

38 16 412
„ „ 1899 . 515 163 819

zu übertragen 203 40156 !

Bis jetzt sind somit 515 Verfahren mit 163 819 Im ausgeführt worden. Vor der
Ausführung befinden sich 182 Verfahren mit 85 700 lia, das sind insgesamt 251 551 K».
Weit grüßer ist aber die Fläche, die noch der Zusammenlegung harrt. Denn da im ganzen in

3?'
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der Rheinprovinz an landwirtschaftlichgenutzter Fläche 1 209 184 Ka vorhanden sind, so kommen
für die Umlegung noch etwa 95? 633 da in Betracht.

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzentwurfsist folgendes zu bemerken:
Zu Artikel I.

Zu 1«,. Der § 1 Abfatz 2 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 lautet:
„Die Zusammenlegung unterbleibt, wenn im Einleitungstermine fünf Sechstel der
Eigentümer widerfprechen."

Diefe Vorfchrift ist eine Ausnahmebestimmungnur für die Rheinprovinz; sie ist feiner»
zeit von der Staatsregieruug zugestanden worden, um die damals gegen den Erlaß eines
Zusammcnlegungsgesetzesbestehende Abneigung zu überwinde,:. Sie erschwert namentlich das
Zustandekommenvon Oedlands- und Waldzusammenlegungen.

Die bei solchen Grundstücken häusig mit größerem Besitz beteiligten Korporationen
(Fiskus, Gemeinden usw.) können bei der Zählung der Beteiligten nur als eine Person und
dementsprechendnur mit einer Stimme in Betracht kommen. Die meist nur mit kleinerem
Besitz beteiligten bäuerlichen Besitzer werden leicht geneigt sein, allen Maßnahmen zu wider¬
sprechen, die eine verbesferteWaldpflege zum Ziele haben. Es kann also auf Grund jener
Bestimmung eine Waldzufammenlegung mit ^ Mehrheit leicht gehindert werden. Darnm muß
diefe Vorfchrift wegfallen. Es liegt aber kein Grund vor, sie nur für Oedlands- und Wald¬
zusammenlegungenzu beseitigen und für Feldmarkszufammenlegungenbestehen zu lassen. Abge¬
sehen davon, daß für eine solche unterfchiedlicheBehandlung kein innerer Grund vorliegen
würde, fpricht für Streichung der Bestimmung auch die Erfahrung, daß sie in zahlreichen Fällen
zu Versuchen Anlaß gibt, eine Agitation gegen die Zusammenlegung zustande zu bringen.
Dadurch wird unnötige Verstimmung und Feindschaft in die Gemeinden getragen, ohne daß ein
praktischer Zweck damit erreicht wird; denn seit dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 24. Mai
1885 bis jetzt sind nur 2 bis 3 Fälle vorgekommen,in denen sich eine °/« Mehrheit gegen die
Zusammenlegung zusammengefundenhat.

Zu b. Der ß 4 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 lautet:
„Gebäude, Hofraithen, Hausgälten, Kunstwiesen,Parkanlagen und solche Anlagen,
deren Hauptbestimmung die Gewinnung von Obst, Hopfen oder die Gartcnkultnr
ist, Korbweidenaulagen, Weinberge, forstmäßig bewirtschaftete Waldgrnnd-
stücke, sowie solche Lehm-, Sand-, Kalk- und Mergelgruben, Kalk- und andere Stein¬
brüche, welche einer gemeinschaftlichenBenutzung nicht unterliegen, ferner fonstige
zur Gewinnung von Fofsilien oder zu gewerblichenAnlagen dienende Grundstücke,
ingleichenGrundstücke,auf welchen Mineralquellen, Denkmäler oder Familiengräber
sich befinden, können nur mit Einwilligung aller Beteiligten in die Zusammen¬
legung gezogen werden."

Eine ähnliche Bestimmung über die „forstmäßig bewirtschaftetenWaldgrundstücke" ent¬
hält § 22 der Verordnung, betreffend die Ablösung der Servituten, die Teilung der Gemein¬
schaften und die Zufammenlegung der Grundstückefür das vormalige Kurfürstentum Hessen vom
13. Mai 186? (Gesetzsamml. S. 716). Kurhessen ist aber zu ungefähr 40°/, mit meist ge¬
flossenem Wald bedeckt und der Wald stand schon vor dem Jahre 1866 überwiegend unter
staatlicher Forstaussicht. Ein Bedürfnis, forstmäßig bewirtschafteteWaldungen zu einem Zu-
fammenlegungsverfahien zu ziehen und sie dadurch einer verbefferten Forstwirtschaft zugänglich
zu machen, lag daher für das Gebiet der Verordnung vom 13. Mai 186? in keiner Weife vor.
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In den ß 2 des Gesetzes vom 5. April 1869, betreffend die wirtschaftlicheZusammen¬
legung der Grundstückein dem Bezirke des Iustizsenates zu Ehrenbrcitsteiu ist die Bestimmung
ohne nähere Begründung übernommen worden und von dort ebenfalls ohne nähere Be¬
gründung in den Entwurf zu dem Gefetze vom 24. Mai 1885, betreffend die Zusammenlegung
der Grundstückeim Geltungsgebiete des RheinischenRechts übergegangen. Bei Gelegenheit der
Landtagsverhandlungen über dieses Gesetz wurde die Streichung der fraglichen Worte angeregt;
in der Kummissionsberatung des Abgeordnetenhauseswurde sie auch in erster Lesung beschlossen,
in der zweiten Lesung aber wieder rückgängig gemacht (Nr. 71 der Drucksachendes Abgeord¬
netenhauses 15. Legislaturperiode III. Session 1885 Seite 5). Auch im Herrenhnnscbestanden
Zweifel wegen der Beibehaltung der Worte (Bericht der verstärkten Agrarkommission,Nr. 96
der Drucksachen des Herrenhauses von 1885 auf Seite 6).

Sie muffen jetzt beseitigt werden, da die Schaffung großer zusammenhängenderWal¬
dungen erstrebt wird. Denn hierzu ist nicht nur die Zusammenlegung der Ocdländcreicn und
der schlecht bestockten Niederwald-Parzellen, sondern auch die der damit vielfach im Gemenge
liegenden forstmäßig bewirtfchaftetenWaldgrundstückenotwendig.

Durch die vorgeschlageneStreichung wird der gleiche Rechtszustand hergestellt, wie er
in sämtlichen alten Provinzen und in der Provinz Schleswig-Holstein nach den Gesetzen vom
2. April 1872 (Gesetzsamml.S. 329) und vom 17. August 1876 (Gesetzsamml. S. 37?) besteht.

Zu c Der § 6 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 lautet:
„Feder Teilnehmer muß für die von ihm abzutretenden Grundstücke durch Land
von gleichemWerte abgefunden werden. Er muß jedoch für den Ausfall in der
Güte einen Zufatz in der Fläche annehmen, auch eine Uebcrweifung von Grund¬
stücken der einen gegen Grundstückeeiner anderen Gattung sich gefallen laffen.

Zur Ergänzung der Üandentschädigungmuß ausnahmsweise, wo es erfor¬
derlich ist, Geld gegebenund genommen werden, doch darf die etwaige Geld¬
abfindung nicht mehr als 3 Prozent der dem Teilnehmer gebührenden
Gesamtabfindung betragen."

Die Bestimmung hatte ihren Grund in der französifch-rechtlichen Hypothekenverfassung
uud insbesondere in den stillschweigenden Hypotheken. Bei dieser Rechtslage war eine vollstän¬
dige Ermittelung der vorhandenen Realgläubiger mit den größten Schwierigkeiten und Kosten
verbunden. Um nun zu verhüten, daß unbekannte Realgläubiger durch die Gewährung einer
größeren Geldabfindung anstelle eines verpfändeten Grundstücks geschädigt wurden, wurde diese
auf höchstens3°/n der Gesamtabfindung beschränkt, wobei man davon ausging, daß der wirt¬
schaftliche Wert des verpfändeten Grundstücks durch die Zusammenlegung regelmäßig in einem
weit höheren Prozentsatz gesteigert werden würde. Durch das Gesetz über das Grundbuchwesen
und die Zwangsvollstreckungin das unbeweglicheVermögen im Geltungsbereich des Rheinische«
Rechts vom 12. April 1888 (Gesetzsamml.S. 52) wurde die Grundbuchverfassungin der Rhein¬
provinz eingeführt. Das Grundbuchist jetzt überall angelegt und stillschweigendeHypotheken gibt es
nicht mehr. Nachdem so der Grund für diefe Bestimmung fortgefallen ist, kann sie unbedenklich
gestrichen werden. Es muß aber gleichzeitig,wie in Ziffer 2 des gegenwärtigenArtikels geschehen,
für die Wahrnehmung der Rechte der Realberechtigtennnd Hypothekengläubigergesorgt werden.

Im übrigen war die Bestimmung des § 6 Abs. 2 a. a. O. auch deshalb zu beseitigen,
weil sie im Widerspruch mit den Interessen der Eigentümer die Tätigkeit der Generalkommission
durch eine zu enge Begrenzung ihrer Befugnisse oft erheblicherschwert. Besonders bei der Wirt.-



322 Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 28.

fchaftlichcn Zusammenlegung von Oedländcreien uud Waldgruudstücke»lassen sich Umtauschungen
ohne jede Schädigung Dritter mit großem wirtschaftlichenNutzen ausführen, wenu auch für
größere Flächen und auch für Holzbeständedie Abfindung in Geld gewährt werden darf. Auch
bei der Umleguug von Acker- und Wiefenländereien hat die Beschränkung der Geldabfinduug
auf 3°/« sich in störender Weise geltend gemacht. Vielfach lassen sich zweckmäßige, von den Be¬
teiligten gewünschte Abfindungen nur ausweisen, weun zugleichKapitalausgleichungen gegeben
und genommen werden. Bei dem Zwangscharakter der in Rede stehendenBestimmung muß
aber auf jede zweckmäßige Gestaltung der Absindungen, bei denen die Kapitalausgleichuug 3°/«
der Gefamtabftndung übersteigt, verzichtetwerden. In zahlreichen Fällen zwingt die Bestimmung
geradezu zu unwirtschaftlichenMaßnahmen, insofern als für Zwerggrundstückevon einigen Qua¬
dratmeter,!, die den einzigen Besitz eines Beteiligten bilden, eine fast wertlose Landabfinduug
gegeben werden muß, für die der Eigentümer gern Gcldabfindung nehmen würde.

Zu ä. Im § 6 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 wird bestimmt:
Abs. 4: „Für die auf den zusammenzulegendenGrundstückenstehenden Obstbäume wird

von demjenigen,dem solche zugeteilt werden, demjenigen, der dieselbenverliert, Ent¬
schädigungin Geld geleistet."

Abs. 5: „Für unfruchtbare, unveredelte oder abgängige Obstbäume sowie für Wald¬
bäume hat der neue Erwerber des Grundstücks, auf dem solche stehen, dem früheren
Eigentümer aber nur dann Entschädigungzu leisten, wenn er sie auf dem ihm zu¬
geteilten Grundstückebehalten will und nicht vorzieht, deren Entfernung dem früheren
Eigentümer zu überlassen."

Schon die §§ 112 und 113 der in den alten Provinzen noch heute geltenden Gemein-
heitsteilüngsordnung vom 7. Juni 1821 stellten für Waldteilungen den Grundfatz der behördlichen
Holzausgleichungauf.

Der gleiche Grundsatzgilt auch für Zufammenlegungen sowie für Gemeinheitsteilungenin
den übrigen Teilen der preußischenMonarchie aber mit Ausnahme der Rheinprovinz und der
HohenzollernschenLande. In das Gesetz vom 24. Mai 1885 ist die oben wiedergegebene
Bestimmung aus dem Gesetz vom 5. April 1869, betreffend die wirtschaftliche Zusammenlegung
der Grundstücke in dem Bezirke des Iustizsenats zu Ehrenbreitstein, übernommen worden, und
zwar wurde sie durch die Agrartommission des Abgeordnetenhausesin Anlehnung an eine ähnliche
Bestimmung im Artikel 4 des im GroßherzogtumHessen geltenden Gesetzes vom 24. Dezember 185?
eingefügt. (AbgeordnetenhausII. Session 1868, Drucksache Nr. 339.)

Die Bedeutung der Worte: „sowie für Waldbäume" ist hierbei nicht erörtert worden.
Die Bestimmung unterscheidet nicht zwischenhaureifen und nicht haureifen Beständen

und läßt dem Empfänger der Abfindung die Wahl, ob er den Holzbestandübernehmen will oder
nicht. Damit ist fowohl eine Schädigung des früheren Eigentümers, als auch eine Verwüstung
des Waldes ermöglicht.

Um Waldverwüstungenzu verhindern, haben in der Praxis vielfach die Svezialkommifsare
durch Erlaß eines Intermistikums eingegriffen,daß die AbHolzungnicht haureifer Bestände verbot.
(§ 36 der Verordnung vom 30. Juni 1834 wegen des Geschäftsbetriebes ufw. Gefetzfamml.
S. 96 und § 5 der Verordnung vom 22. November 1844 über den Gefchäftsgcmg und Instanzen¬
zug bei den Auseinandersetzungsbehörden,Gesetzsamml.1845 S. 19, § 76 des Gesetzes vom
18. Februar 1880/22. September 1899, betreffenddas Verfahren in Auseinandersetzungsangelegen¬
heiten, Gesetzsamml.S. 284). Regelmäßig sind aber auch in die Ausführungsbestimmungen
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geeigneteVorschriften aufgenommen worden, die eine von jenen gesetzlichen Bestimmungen ab¬
weichende Regelung vorsehen,um den Abtrieb nicht haureifer Bestände hintanzuhalten.

Beide Mittel versagen aber, wenn die Beteiligten über die AbHolzungnicht haureifer
Bestände einig sind. Denn dann kann angesichtsder klaren gesetzlichenBestimmungen die Er¬
haltung des Bestandes nicht erzwungenwerden.

Es ist daher notwendig, die Worte: „sowie für Waldbäume" zu streichen. Dann gehen
die Holzbeständeohne weiteres mit dem Eigentum an dem Grund und Boden auf den Empfänger
der Abfindung über (§ 94 B. G. B.), und die Gencralkommissionhat die Holzausgleichungzu
regeln. Die letztere Folgerung ergibt sich aus dem das Verfahren der Generalkommissionbe¬
herrschendenOffizialprinzipe von selbst und bedarf daher nicht der ausdrücklichen Regelung im
Gefetze. Dann ist schon bei Aufstellungdes Planprojekts darauf zu achten, daß wertvolle Holz¬
beständenur solchen Beteiligten übertragen werden, die auch imstande sind, die etwaige Kapital-
mtschädigung dafür zu leisten.

Zu 2. Das Gesetz vom 24. Mai 1885 ß 12 hat zwar hinsichtlichder Zuständigkeit
und des Verfahrens die altländifchen Vorschriften, dagegen nicht die auf die Rechte dritter
Perfonen, insbesondereder Nealberechtigtenund Hypothekengläubigersich beziehenden Bestimmungen
eingeführt, weil das Grundbuch noch nicht angelegt war. Demgemäß finden also die Vorschriften
über die Sicherstellung jener Berechtigten und Gläubiger dienende sogenannte Verwendungs¬
regulierung keine Anwendung. Nachdem das Grundbuch inzwischen überall angelegt ist, liegt
umsowenigerVeranlassung vor, jene Vorschriften noch länger auszuschließen, als sie sowohl im
Geltungsgebietedes Gesetzes vom 5. April 1869 (ß 3 in Verbindung mit § 24 der Gemeinheits-
teilungsordnung vom 19. Mai 1851) für Zusammenlegungenund Gemeinheitsteilungen,wie auch
in der ganzen Provinz für den Abverkauf oder den Austausch dinglich belasteter Grundstücke
gelten (§ 4 des Gesetzesvom 3. März 1850, Gesetzsamml. S. 145; § 4 Abs. 2 des Gesetzes
vom 27. Juni 1860, Gesetzsamml. S. 384; Gesetz vom 12. April 1885, Gesetzsamml. S. 115
und § 76 des Gesetzes vom 12. April 1888, Gesetzsamml. S. 52).

Mit Einführung jener Vorschriftenin das Geltungsgebietdes Gesetzes vom 24. Mai 1885
und mit der entsprechenden Ergänzung des Gesetzes vom 12. Mai 1902 (vergl. unten zu Art. IV)
wird dann in dieser Beziehung in der ganzen Rheinprovinz Rechtsgleichheithergestellt und es
werden die Rechte der Nealberechtigtenund Hypothekengläubigerin derselben Weise wie in den
alten Provinzen gesichert sein.

Zu 3. Der § 8 Abs. 4 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 lautet:
„Die zur Herstellung und Unterhaltung aller dieser Anlagen" (d. h. der Wege,

Graben und fonstiger gemeinschaftlicher Anlagen) „zu machenden Verwendungen sind
von den Beteiligten nach Verhältnis ihrer Teilnehmungsrechteaufzubringen."

Bei Oedlands- und Waldzusammenlegungenwirb in vielen Fällen die kostspielige An¬
legung von Zugangswegen, die einzelne Waldungen erst aufschließensollen, und der Ausbau von
Holzabfuhrwegen,Abfanggräben, Wafserrisfenusw. in Frage kommen. Es kann zu Unbilligkeiten
und Härten führen, wenn zu diefen Kosten auch solche Teilnehmer lediglichnach Verhältnis ihrer
Teilnehmerrechteherangezogenwerden müssen, die nur mit Acker- und Wiesenbesitz beim Verfahren
beteiligt sind. Denn der Einschätzungswertder Aecker- und Wiesen ist naturgemäß regelmäßig
verhältnismäßig viel hoher, als oer der Waldgrundstücke.

Diese Bestimmung, die dem Ermessen der Auseinandersetzungsbehördekeinen Spielraum
läßt, hat in der Praxis der Gencralkommissionin Düsseldorf in zahlreichen Fällen zu erheblichen
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Schwierigkeitengeführt, z. V. bei der Verteilung des Wegebeitrages und der Neben- und Folge¬
einrichtungskosten.Hier kann der Gesichtspunkt, wie weit der für den Einzelnen sich aus der
ZusammenlegungergebendeVorteil reicht, nicht vollständig unberücksichtigt bleiben. Die General-
lommission hat daher wiederholt Vereinbarungen der Beteiligten und der Gemeinschaftsuertreter,
die von jener Bestimmung abweichen,genehmigenmüssen, trotzdem zweifelhaft ist, ob eine solche
abweichende Vereinbarung zulässig ist. Andererseits haben sich solche Vereinbarungen in Fällen,
wo sie durchaus billig gewesen wären, wegen der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen nicht er¬
reichen lassen.

Daher rechtfertigt sich die vorgeschlagene Ergänzung, die übrigens der Behörde nur eine
Befugnis gewährt, nicht aber eine Verpflichtungauferlegt.

Zu Artikel II.
Vergl. die Begründung zu Artikel I 1K und 1 ä, wobei bemerkt wird, dah die Bestim¬

mungen in ß 2 und in § 4 Abs. 4 des Gesetzes vom 5. April 1869 mit denjenigen in § 4 und
in § 6 Abs. 4 und 5 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 inhaltlich übereinstimmen.

Zu Artikel III.
Vergl. die Begründung zu Artikel I Nr. 3. Die Vorschrift in § 8 Abs. 4 des Gesetzes

vom 24. Mai 1885 stimmt mit derjenigen in 8 16 Abs. 4 der Gemeinheitsteilungsordnung
vom 19. Mai 1851 überein.

Diese Borschrist hat für Neuvorpommern und Rügen, für die sie auch erlassen ist, kaum
Anwendung gefunden und wird sie jedenfalls für die Zukunft kaum finden. Es kann daher auch
für diesen Geltungsbereichdas Gesetz unbedenklich geändert werden.

Zu Artikel IV.
Vergl. die Begründung zu Artikel I Nr. 2. Durch das Gefetz vom 12. Mai 1902

sind für die Ausführung von Gemeinheitsteilungen gemäß der Gemeinheitsteilungsordnungvom
19. Mai 1851 (Gefetzfamml.S. 371) die früher dafür maßgebend gewefenenVorschriften des
Gesetzes vom gleichen Tage (Gesetzsamml.S. 383), betreffend das Verfahren usw. aufgehoben
worden. An ihre Stelle sind die Vorschriften des Gesetzes vom 24. Mai 1885 getreten. Wie
oben ausgeführt, enthielt biefes nicht auch die altländifchenVorschriften über die Rechte dritter
Personen. Wenn diese jetzt nachträglichdarin eingefügt werden, so muß, um Rechtsgleichheit zu
schaffen, auch das Gesetz vom 12. Mai l902 entsprechend ergänzt werden.

Zu Artikel V.
Zu 8 1.

Die in Betracht kommenden Gebiete sollen nicht aus dem Geltungsgebiete der Zusammen¬
legungsgesetzevom 5. April 1869 und vom 24. Mai 1885 ausscheiden; diese Gesetze sollen
vielmehr nur mit bestimmtenAbänderungen Anwendung finden.

Zu § 2.
Gefahrdrohend im Sinne des 8 1 sind der Regel nach nur Oedländereien und schlecht

gepflegteHolzungen, insbesondere Berghänge, von denen das Niederfchlagwafferschnell herunter'
stürzt, indem es gleichzeitigErde und Geröll mit sich reißt. In manchen Fällen werden aber
auch landwirtschaftlichgenutzteFlächen dazu gerechnet werden müssen, insbesondere wird deren
Einbeziehung in das abzugrenzendeGebiet oft erforderlich sein, damit dieses geschlossen und in
sich abgerundet wird. Dies ist notwendig, weil nur in einem solchen zweckmäßige Maßnahmen
Zur Bekämpfung der Hochwassergefahrgetroffen werden können. (Wegen einer Entfchädiguug
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der Eigentümer solcher Flächen vergleiche unten § 6 Absatz 2.) Für die Abgrenzung des
Gebietes ist ein besonderes Verfahren vorgesehen, das nahezu vollständig dem durch § 9 des
Gesetzes,betreffend Schutzmaßregclnim Qncllgebiete der linksseitigen Zuflüsse der Oder in der
Provinz Schlesien, vom 16. September 1899 (Gesetzsamml.S. 169) angeordneten entspricht.
Die Abgrenzung hat aber nur von Fall zu Fall nach Maßgabe des Bedürfnisses, sei es auf
Antrag von Beteiligten, sei es von amtswegen durch eine vom Regierungs-Präsidenten zu be-
rufeude Kommifsion zu erfolgen.

Das Verfahren entspricht der Einfachheit der darin zu erledigenden Aufgaben und
gewährt allen Beteiligten ausreichendeGelegenheit zur Geltendmachung ihrer Interessen. Die
Zeitdauer für die öffentlicheAuslegung und die Einspruchsfrist ist über das sonst übliche Maß
hinaus auf vier Wochen festgesetzt worden, um den Beteiligten ausgiebige Zeit zu lassen, sich
Rat zu holen und sich fchlüfsigzu machen. Um die Einheitlichkeitdes Verfahrens in fämtlichen
Regierungsbezirkenzu wahren, ist die cndgiltige örtliche Festsetzungdes Geltungsgebietes in die
Hand des Ober-Präsidenten gelegt worden. In der durch den Rcgierungs-Präsidenten einzu¬
setzenden Kommission wird der Regel nach der Vertreter des Regierungs-Präsidenten zum Vor¬
sitzenden zu bestellensein, der Forstsachverständigewird aus der Zahl der höheren forsttechnischcn
Beamten der Regierung zu nehmen, der landwirtschaftlicheSachverständige von der Landwirt¬
schaftskammervorzuschlagensein.

Abweichend von dem Schlesischen Gesetze soll der Kommission wegen des großen Inte¬
resses des Kreisverbandes (zu vergl. § ?) auch ein besonderer Vertreter des Kreifes angehören.
Ebcnfo foll in Abweichung von dem Schlefifchen Gesetze der Bestimmung des Regiernngs-
Prasidenten im einzelnen Falle überlassen bleiben, ob als Meliorationsbaubeamter der für die
ganze Provinz augestellte Regierungs- und Vaurat oder der für den Bezirk zuständige Meliora-
tionsbaubcamte oder derjenige der Generalkommissionzugezogenwerden soll. Die Kosten des
Ermittelungsverfahrens sollen vom Staate getragen werden.

Zu 8 3.
Nach 8 1 Absatz 3 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 ist die Zusammenlegung an

Gemeindebezirksgrenzen,nach § 1 Absatz 1 des Gesetzes vom 5. April 1869 an Gemarkungen
oder Gemarkungsabteilungengebunden. Dadurch werden größere Waldzufammenlegungen erheblich
erschwert; sie müssen ohne eine derartige Begrenzung zulässig sein, wenn sie ihrem Zweck eni>
sprechen sollen.

Zu 8 4.
Nach ß 1 Abs. 1 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 und § 1 Abs. 1 des Gefetzes vom

5. April 1869 gehört es zu den Voraussetzungen eines begründeten Antrages auf Zusammen¬
legung, daß diese „von mehr als der Hälfte der nach dem Grundsteuerkatasterberechneten Fläche
der der Zusammenlegung(dem Umtausch)unterliegenden Grundstücke,welche gleichzeitig mehr als
die Hälfte des Katastralreinertrages repräsentieren, beantragt wird". Würde an diesen Voraus¬
setzungen für Wald» und Oedlanoszusammenlegungenim Geltungsbereichedes nach § 1 festgestellten
Gebietes festgehalten,so würbe ein solches Verfahren mangels eines ausreichendunterstützten An¬
trags sehr felten zustande kommen. Denn die bezeichneten Maßnahmen sind in der Regel ohne
die Aufwendung erheblicherMittel nicht auszuführen, während ihr Nutzen nicht fofort in die Er¬
scheinung tritt und insbesondere die gewonnenen neuen Holzbeständeerst nach langer Zeit eine
auch dann vielleicht nur mäßige Rente in Aussicht stellen. Für solche Gebiete muh daher das
Antragsrecht gesetzlich anderweit geregelt werden.

38
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Absatz 2 verhütet, daß, wenn die Grundstücke in verschiedenen Kreisen liegen, der eine
Kreis den andern durch eine in den letzterenübergreifendeZusammenlegung zur Uebernahme der
Aufforstungslastenzwingen kann.

Zu § 5.
Um eine den Verhältnissen entsprechendeund zweckmäßigeBegrenzung des Zusammen-

legungsgebieteszu erreichen,hat die Generalkommissionden Umlegungsbezirkerst festzusetzen, nach¬
dem sie den Negierungs-Präsidenten gehört hat. Diese Anhörung ist erforderlich,weil die General»
lommissionihrer Organisation nach keinen forsttechnischen Veirat hat. Daß der Umlegungsbezirk
sich mit dem nach § 2 dieses Artikels festgesetzten Gebiete decke, ist nicht immer nötig, es können
auf Grund des Abs. 2 auch außerhalb gelegene Grundstücke mit einbezogen werden und ebenso
können auch Teile von ihm ausgeschlossen bleiben.

Die Bestimmung des Abs. 2 lehnt sich an 8 64 der Gemeinheitsteilungsordnung vom
?. Juni 182 t an. Dabei kann mit Rücksicht auf die seitherigen Erfahrungen damit gerechnet
werden, daß Kreisverbände, Gemeinden, Kirchen und sonstigeKorporationen oder größere Privat»
besitzer geneigt sein werden, geeignetekleine Grundstücke einzuwerfen, wenn sie dadurch die Auf¬
forstung fördern können. Insbesondere wird es den Gemeinden nicht unerwünscht sein, für ihre
eingeworfenenFlächen einen Waldplan als Abfindung zu erhalten, um sich dann später durch
Ankäufe ausdehnen zu können. In dem umfangreichen Oedlandsbesitzezahlreicher Gemeinden
befinden sich vielfach Flächen, die sich sehr gut zur Umwandlung in Ackerlandoder Weide eignen
und darum für die Abfindung kleinerer Besitzer sehr passend sind.

Den Kreisverbänden wird diese Vorschrift eine erhebliche Einschränkung der sonst von
ihnen zu gewährenden Geldentschädigungermöglichen.

Gegen den über den Zusammenlegungsantrag EntscheidungtreffendenBeschluß muß allen
Beteiligten, also wenn das Zusammenlegungsgebietin verschiedenen Kreisen liegt, auch den ver¬
schiedenen Kreis aus schössen, ein Nechtsbehelfgewährt werden. Als solcher ist nicht eine richterliche
Entscheidung, sondern ausschließlichdie Beschwerde an das Oberlandeskulturgencht vorgesehen,
dessen Entscheidungnach Absatz 5 endgültig ist.

Zu 8 6.
In den Fällen, wo die Aufforstung der Oedländereienund die Erhaltung der bestehenden

Waldungen das beste Mittel zur Bekämpfung der Hochwasserschäden ist, kann dessen Anwendung
nicht dem Belieben des einzelnen überlassen bleiben, sondern muß durch die das Verfahren lei¬
tende Behörde auch gegen den Willen einzelner Beteiligter herbeigeführt werden können. Die
sich daraus ergebendeBeschränkungdes Eigentums in Ansehung tatsächlicherVerfügungen kann
auf Grund des Artikels 111 des Einführungsgesetzeszum N. G. B. durch die Landesgesetzgebung
eingeführt werden, weil es sich hier um die Wahrung öffentlicherInteressen handelt. Welche
Grundstückediesem Zwange zu unterwerfen sind, wird von dem Gutachten des Forstsachverstän¬
digen der Regierung und dem des Meliorationsbaubeamten abhängen. Da es sich um Interessen
handelt, die von der allgemeien Landesverwaltung wahrzunehmen sind, und da die Generalkom»
Mission keinen forsttechnischen Beirat hat, war sie an die Zustimmung des Negierungs-Präsidenten
zu binden.

Liegen im Zusammenlegungsgebiete Grundstücke, die landwirtschaftlich genutzt werden
(Aecker, Wiefen), so müssen auch sie, wenn sonst das erstrebte Ziel nicht erreicht werden kann,
mit zur Aufforstung gezogen werden können. Der Eigentümer folcher Grundstückewürde nach
allgemeinenGrundsätzen Anspruch auf Entschädigung in Land von gleicher Beschaffenheit,also
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eine landwirtschaftlichnutzbare Abfindung verlangen können. Kann ihm solche nicht gewährt
werden, was durch Zuziehung von Flachen auf Grund des 8 5 Abs. 2 erleichtertwerden könnte,
so soll er nicht etwa dem Auseinandersetzungsplanewidersprechenkönnen, sondern eine Geldent¬
schädigungnehmen müssen.

Zu §7.

Auf Grund des § 6 Abs. 1 kann eine Verpflichtungzur Aufforstung für einzelne Grund¬
stücke ausgesprochenwerden. Es müssen aber auch die Erfüllung dieser Verpflichtungund eine
dauernde forstliche Pflege gesichertwerden. Das ist bei fiskalischenund den der Staatsaufsicht
unterliegenden Gemeindewaldungender Fall, und wird vielfach auch bei größeren forstmähig
bewirtschaftetenPrivatwaldungen zutreffen. Soweit die Aufforstung und dauernde forstmiihige
Bewirtschaftung nicht gewährleistet ist, was der Regierungs-Präsident entscheidensoll, ist den
Beteiligten an erster Stelle die Möglichkeitgelassen, sich zu einer unter Staatsaufsicht stehenden
Waldwirlschllftsgenossenschaftgemäß § 23 Abs. 2 Nr. 2 des Waldschutzgesetzes zusammen¬
zuschließen, womit die Erreichung des Zweckes des gegenwärtigen Gesetzes gesichert wäre.
Machen sie von jenem Rechte keinen Gebrauch, so mutz im Interesse des Gemeinwohlsein anderer
Träger sür die Verpflichtung zur Aufsorstuug und forstmätzigenBewirtschaftung eintreten, und
das kann, weil es sich um Maßregeln handelt, die über das Gebiet einer einzelnen Gemeinde
hinaus ihre Wirkung äußern sollen, nur ein größerer Verband und zwar nur der Kreisverband
sein. Es würde aber zu mancherlei Schwierigkeitenund leicht zu Streitigkeiten führen, wenn
diefem lediglichdie Verpflichtung zu einer forstlichen Bewirtschaftungfremden Grund und Bodens
übertragen würde; es empfiehlt sich daher, ihm im Zusammenlegungsverfahren die betreffenden
Flächen als Abfindung zu Eigentum zu überweisen. Die bisherigen Eigentümer sind dann aus
dem von dem Kreisverband in das Verfahren eingeworfeneLand, und wenn das nicht ausreicht,
aus einer von dem Kreisverband in das Verfahren einzuwerfendenentsprechend hohen Geldsumme
zu entschädigen. Die Abfindung der bisherigen Eigentümer mit Geld kann zu Bedenken keine
Veranlassung geben, weil das ganze Unternehmen der Förderung des öffentlichen Wohles dient.
Der Gefahr einer zu starken Belastung des Kreises wird durch § 8 vorgebeugt.

In einzelnen Fällen werden andere Verbände, z. B. Gemeinden, wünschen und auch wohl
in der Lage sein, die Aufforstungund forstmähige Bewirtschaftung zu übernehmen, insbesondere
dann, wenn sie hierbei aus öffentlichen Mitteln unterstützt werden; Satz 2 ermöglichtes, solchem
Wunschezu entsprechen.

Zu 8 8.

Die Bekämpfung der Lochwassergefahr wird vorzugsweisein den Quellgebietender Flüsse
einzusetzen haben, ihre günstigen Wirkungen werden aber in der Regel den Unterliegern zuteil
werden; es wäre daher gerechtfertigt,diese zu den entstehendenKosten heranzuziehen. Es würde
aber kaum möglich sein, einen zutreffendenVerteilungsmaßstab festzusetzen und den Kreis der
Heranzuziehendenmit Sicherheit abzugrenzen. Hiervon ist daher abgesehen und dem Kreise für
den Fall die Unterstützungdes Provinzialverbandes gesichert, daß die ihm entstehenden Kosten ihn
stärker belasten würde», als seinem eigenen Interesse an der Aufforstung und Erhaltung des
Waldes entspricht und mit Rücksichtauf die Erfüllung der übrigen ihm obliegendenAufgaben
angemessen erscheint. Dadurch, daß der Kreis gemäß § 4 einen Antrag nur im Einvernehmen
mit dem Provinzialvcrbande stellen kann, ist Vorkehrung getroffen, daß an diesen nicht unerwartete
und übertriebene Anforderungen herantreten können.

38»
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Da im Laufe der Jahre die Verhältnisse sich ändern werden, z. V. der neugeschaffene
Wald zu Erträgen kommenwird, empfiehlt es sich, sowohl dem Prooinzialverband als auch dem
Eigentümer der dem Aufforstungszwangunterliegenden Grundstückedas Recht zu geben, von Zeit
zu Zeit eine Nachprüfung der getroffenenFeststellungenzu verlangen.

Zu 8 9.
Die Holzungen der Gemeinden sowie die Privatgemeinschaftswaldungen sowie die

Waldungen von Waldgenossenschasten unterliegen der Staatsaufsicht (Verordnung vom 24. Dezember
1816, betreffenddie Verwaltung der den Gemeinden und öffentlichen Anstalten gehörigen Forsten,
Gesetzsamml.181? S. 57; Gesetz über gemeinschaftliche Holzungen vom 14. März 1881, Gesetz«
samml. S. 261; § 44 des Waldschutzgesetzes vom 6. Juli 1875, Gesetzsamml.S. 416; Zu¬
ständigkeitsgesetz vom I. August 1883, Gesetzsamml. S. 23? — §§ 16 und 30). Eine gleiche
Aufsicht empfiehlt sich zur Erreichung der Zwecke des Gesetzes, wenn Kreisverbände oder andere
Körperschaftendes öffentlichen Rechts mit Ausnahme des Provinzialverbandes die Aufforstung und
forstmähige Bewirtschaftungübernehmen. Die Einführung einer solchen Aufsicht liegt zudem im
eigenen Interesse dieser Verbände, weil dadurch gleichzeitigeine sachkundigeNachprüfung ihrer
forstwirtschaftlichen Maßnahmen herbeigeführt wird. ,

Zu § 10.
Im Laufe der Zeit können sich die Verhältnisse so ändern, daß der Aufforstungszwang

entbehrt werden kann. Es muß deshalb die Möglichkeit geschaffenwerden, einzelne Grundstücke
von dem Aufforstungszwangezu befreien. Während der Dauer des Zusammenlegungsuerfahrens
kann das auf Grund des § 6 geschehen; für die fpätere Zeit war diese Befugnis dem Regierungs-
Präsidenten als der Landespolizeibehördezu übertragen.

Die Vorschriften des Gesetzes, betreffend das Kostenwesenin Auseinanbersetzungssachen
vom 24. Juni 1975 (Gesetzsamml.S. 395) sind nach 8 1 des gegenwärtigen Artikels auch für
diefe Zusammenlegungenmaßgebend.
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